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Im ersten gemeinsamen Verfassungsdokument, der Un- 
abhängigkeitserkläjrung vom 4. Juli 1776, hatten sich die 
13 Kolonien als frei und unabhängig erklärt; sie hatten eine 
einheitliche Armee und einen gemeinsamen Kongreß als Par­
lament geschaffen, verfügten jedoch weder über ein gemein­
sames Staatsoberhaupt noch über eine gemeinsame Regie­
rung. 1776 bzw. in den Jahren danach gaben sich 11 dieser 
Staaten republikanische Verfassungen. Das von seiner ge­
schichtlichen Bedeutung her wichtigste Verfassungsdoku­
ment war die Virginia Bill of Rights, die der am 12. Juni 1776 
verabschiedeten Verfassung von Virginia vorangestellt wurde.

Ein weiterer wichtiger Schritt in der Verfassungs­
geschichte der USA war die Ausarbeitung und Verabschie­
dung des von der Unabhängigkeitserklärung geforderten Pla­
nes für eine Konförderation. Diese „Articles of Confedera­
tion“, vom Kongreß am 15. November 1777 angenommen, 
traten am 1. März 1781 in Kraft. Sie schufen keinen einheit­
lichen Staat, sondern eben eine lockere Konföderation, eine 
„Liga der Freundschaft“ ohne wirksame Kompetenzen des 
Kongresses, „weniger eine Regierung und mehr eine Agentur 
für den Zusammenschluß der Staatenregierungen“6

Die offenkundigen Unzulänglichkeiten der „Articles of 
Confederation“, die mit ihnen konzipierte Ohnmacht der über­
geordneten Staatsmacht, daraus resultierende finanzielle Pro­
bleme und gravierende Hemmnisse für die Herausbildung 
eines gemeinsamen Marktes lösten eine Bewegung für eine 
neue Verfassung aus, die schließlich zur Einberufung eines 
Verfassungskonvents aller 13 Staaten nach Philadelphia für 
den 14. Mai 1787 führte. Die gesetzgebenden Versammlungen 
der Staaten (mit Ausnahme von Rhode Island) entsandten 
insgesamt 55 Delegierte. Von diesen waren bei der Abstim­
mung noch 42 anwesend. 3 verweigerten ihre Unterschrift. 
39 Delegierte hatten als Kongreßmitglieder Erfahrungen mit 
den Problemen der Konföderation. Die anderen waren zu­
meist prominente Politiker der Einzelstaaten.

Die „Founding Fathers“ (Gründungsväter) der USA waren 
allesamt Vertreter der herrschenden Klassen: 28 Anwälte, 
13 Kaufleute, 8 Plantagenbesitzer und 6 andere; 14 betätigten 
sich als Landspekulanten und 24 als Geldverleiher; 15 waren 
Sklavenbesitzer; 40 besaßen Regierungsanleihen.? Unter ihnen 
waren Persönlichkeiten, die als Verfassungsgeber Erfahrung 
hatten bzw. die Staatsphilosophie ihrer Zeit genau kannten. 
Zwei von ihnen — Benjamin Franklin und Roger Sherman — 
waren maßgeblich an der Abfassung der Unabhängigkeits­
erklärung beteiligt gewesen. George Mason hatte 15 der 
16 Artikel der Bill of Rights of Virginia formuliert. Zu den 
Juristen mit soliden Kenntnissen besonders auch der Werke 
von John Locke und Charles de Montesquieu zählten neben 
dem 81jährigen Benjamin Franklin vor allem James Wilson, 
Professor für Rechtswissenschaft aus Philadelphia, die Rechts­
anwälte George Wythe und James Madison aus Virginia so-_„ 
wie Rechtsanwalt Morris, Gouverneur von Pennsylvania.

Am 25. Mai 1787 begann der Verfassungskonvent seine 
Arbeit und wählte George Washington zum Vorsitzenden. Um 
die voraussehbaren Konflikte nicht durch öffentliche Diskus­
sionen zu verschärfen, wurde strengstes Stillschweigen ver­
einbart, das sich selbst auf die persönliche Korrespondenz der 
Delegierten erstreckte. Offizielle Protokolle durften nicht auf­
gehoben werden. Lediglich James Madison fertigte intern Ge­
dächtnisprotokolle an bzw. machte Kopien von Beschlüssen 
und von Reden anderer Konventsmitglieder, die nach seinem 
Tode 1836 veröffentlicht wurden. Sie stellen heute neben den 
„Federalist Papers“8 die wichtigste Quelle darüber dar, mit 
welchen Problemen sich die Väter der USA-Verfassung be­
schäftigten, welche Lösungsvarianten und welche Argumente 
sie diskutierten.

Die wichtigsten verfassungspolitischSn Resultate des Kon- • 
vents von Philadelphia waren folgende:

Erstens schuf der Konvent zum ersten Mal in der Ge­
schichte einen Bundesstaat mit dualistischem Staatsaufbau 
(Zentralgewalt und einzelstaatliche Gewalt), mit wenigen, aber 
ausreichenden und ausdehnungsfähigen Kompetenzen der 
Union und einer eigenständigen Stellung der zunächst 13 Ein­
zelstaaten. Dies geschah gegen den erbitterten Widerstand von 
Antiföderalisten wie dem Rechtsanwalt Luther Martin aus 
Maryland und George Mason aus Virginia.

Der Union wurde das Gesetzgebungsrecht auf wichtigen 
Gebieten übertragen, so für Außenpolitik und Landesverteidi­
gung, Geldwesen, bedeutsame Formen der Steuererhebung 
und des Handels zwischen den Staaten und mit anderen 
Ländern. Widerstände vor allem der kleineren Staaten gegen 
eine handlungsfähige Föderation konnten durch Kompro­
misse abgebaut werden, so durch die Festlegung, daß sie in 
das Wahlmännergremium, das den Präsidenten wählt, min­
destens drei Wahlmänner (weit mehr, als ihnen proportional

zur Gesamtbevölkerung zustanden) entsenden konnten und 
daß alle Staaten, ungeachtet ihrer Bevölkerungszahl, in der 
zweiten gesetzgebenden Kammer (dem Senat) über jeweils 
zwei Stimmen verfügen.

Zweitens schuf der Konvent einen im Sinne der herr­
schenden Klasse funktionierenden zentralen staatlichen 
Machtmechanismus. Mit seinen drei zentralen Gewalten — 
einem aus zwei Kammern bestehenden Kongreß, einem von 
diesem unabhängigen Präsidenten und einem Obersten Ge­
richt —, die sich durch einen vielgestaltigen Mechanismus ein­
ander wechselseitig kontrollierender Hemmungen und Gegen­
gewichte' (checks and belances) im Gleichgewicht halten soll­
ten, war dieser Mechanismus elastisch genug, um der Anpas­
sung an die Entwicklung in den folgenden zwei Jahrhunder­
ten Raum zu geben. Er begründete verfassungsrechtlich 
Zwänge zur Kompromißfindung zwischen diesen Gewalten 
und erwies sich als geeignet, politische Konflikte innerhalb 
der herrschenden Klasse zu regulieren.

Drittens hätten die Väter der Verfassung ein recht klares 
theoretisches Konzept zur Sicherung ihrer Klasseninteressen8, 
das sie offen vertraten und auch durchsetzten. Dies kam 
nicht nur in ihrem Konzept des Staatsaufbaus und des Re­
gierungssystems zum Ausdruck, sondern auch im Zusammen­
hang mit der Proklamierung von Prinzipien zur Wahrung der 
Eigentümerinteressen und zur verfassungsrechtlichen Ab­
schirmung des Staates gegen die unterdrückten Klassen. Kon­
frontiert mit dem als Shays-Rebellion10 bezeichneten Auf­
stand der Besitzlosen mit ihrer Forderung nach „gemein­
samem Besitz aller über die Reichtümer“, formulierten die 
Verfassungsväter in der Präambel als Ziel der Verfassung, 
„die Ruhe im Innern zu verbürgen“. Sie sahen den „ersten 
Zweck des Staates“ darin, die „Eigentumsrechte“ als Aus­
druck der „Verschiedenheit menschlicher Fähigkeiten“ zu 
schützen.11 Ihr Mißtrauen gegenüber dem Volk zeigte sich u. a. 
darin, daß sie kein allgemeines Wahlrecht festlegten (lediglich 
120 000 Bürger waren Ende des 18. Jahrhunderts in den USA 
wahlberechtigt) und nicht einmal eine Begrenzung der Skla­
verei Vornahmen.

Im Verfassungskonvent von George Mason und Eldridge 
Gerry vorgebrachte Initiativen, einen Katalog der Grund­
rechte der Bürger (Bill of Rights) auszuarbeiten, fanden keine 
Mehrheit.12 Jedoch war in den Einzelstaaten die von den 
kleinen Farmern und dem städtischen Kleinbürgertum getra­
gene Bewegung für eine verfassungsrechtliche Deklaration der 
Menschenrechte so stark, daß — noch bevor alle Staaten die 
Verfassung ratifiziert hatten — am 8. Juni 1789 entsprechende 
Verfassungszusätze (amendments) im Repräsentantenhaus 
eingebracht wurden. Diese zehn Verfassungszusätze traten 
1791 als „Bill of Rights“ in Kraft. Sie verankerten u. a. die 
Trennung von Kirche und Staat und garantierten die Rede- 
und Pressefreiheit, die Grundrechte auf friedliche Versamm­
lung und auf Petitionen, den Schutz des Lebens, der Freiheit 
und des Eigentums, eine Reihe von Rechten der Bürger im 
Strafverfahren. Wenn heute in den USA von den Intentionen 
der Verfassungsväter gesprochen wird, dann müssen gerade 
auch die in der Bill of Rights fixierten Prinzipien und Rechte 
darin eingeschlossen sein.

Verfassungswandel in 200 Jahren
und die Rolle des Obersten Gerichts in diesem Prozeß

Nimmt man den ursprünglichen Text der Verfassung und die 
Bill of Rights als Einheit, dann wurde die USA-Verfassung 
in 200 Jahren lediglich durch 16 Verfassungszusätze ver­
ändert. Einige davon betrafen zudem verfassungsrechtlich se-
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